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Startschuss für ein Stadtentwicklungskonzept

Bürger sollen intensiv beteiligt werden - Externer Moderator - Zu Beginn Bürgerbefragung

Herrenberg - "Unter aktiver Beteiligung der Bürgerschaft möchte ich ein Stadtentwicklungskonzept ,Herrenberg 2020' Zug um Zug erarbeiten - und umsetzen." Das schrieb Oberbürgermeister Thomas Sprißler in seinem Wahlprospekt. In der letzten Ratssitzung vor der Sommerpause wurden die Weichen dafür gestellt. 

Quo vadis Herrenberg? Viele Dinge harren in der Gäustadt einer Lösung. Wo und wie soll sich die Stadt baulich weiterentwickeln? Was geschieht mit den riesigen Freiflächen alter Bauhof, Stabi-Areal und Bayhwa? Wohin mit dem Freibad? Mit diesen Fragen verbunden sind weitere in Sachen Verkehr, Wohnen, Arbeiten, Freizeit und Kultur. Sie ordentlich zu beantworten, braucht Zeit und System. Und es sind die Ideen und die Mitarbeit der Bürgerinnen und Bürger gefragt. Ein professioneller Moderator soll die Stadtentwicklungsdiskussion begleiten. Als infrage kommende Büros nennt die Stadtverwaltung die Kommunalentwicklung SBBW Immobilien Stuttgart, die STEG Stadtentwicklung GmbH Stuttgart und das Netzwerk für Planung und Kommunikation, ebenfalls aus der Landeshauptstadt.

Der Diskussionsprozess soll im Herbst beginnen. Am Anfang soll eine Bürgerbefragung stehen. Entweder flächendeckend über das Amtsblatt oder nach statistisch korrekten Methoden repräsentativ ausgewählten Haushalten. Damit will man einerseits die Zufriedenheit der Einwohner, andererseits deren Wünsche und Probleme erfassen. Die Ergebnisse dieser Befragung sollen öffentlich präsentiert werden und jedermann zugänglich sein. Ist der Moderator ausgewählt, soll eine Eröffnungsveranstaltung in der Stadthalle das Interesse der Bürger wecken. Die Verwaltung stellt sich vor, dass sich Schwerpunktthemen herauskristallisieren, die dann von externen Referenten beleuchtet und in Workshops intensiv behandelt werden. Sprecher der Workshops sollen die Ergebnisse dann im Gemeinderat präsentieren. Begleitend zu den Workshops können städtebauliche Rundgänge oder Rundfahrten angeboten werden. Örtliche Vereine, Verbände und Organisationen sollen in die Diskussion eingebunden werden. In die Stadtentwicklungsdiskussion einfließen sollen auch noch offene Gemeinderatsansträge wie der der SPD "Mehr Grün in die Stadt", bei dem es um die Gestaltung des Ottoschen Gartens und des Stadtfriedhofs als Park geht. 

Bis Herbst 2009, so schätzt die Verwaltung, könnte der Diskussionsprozess dauern. Wobei nicht verkannt werde, dass sich dies in anderen Städten über Jahre hinweg gezogen habe. Was man sich in Herrenberg zumindest bei einigen Dingen wie bei der Freibadverlegung und der Neubebauung von Bauhof- und Stabi-Gelände nicht leisten will. Deshalb hat die Stadtverwaltung vorgeschlagen - und aus dem Gemeinderat kam kein Widerspruch - die Standortentscheidung für das Freibad aus den Diskussionsprozess herauszulösen und im Frühjahr 2009 zu entscheiden. 

Die Entscheidung darüber, welche Ideen aus der Bürgerbeteiligung aufgegriffen und weiterverfolgt werden, bleibt beim Gemeinderat. Für die beschlossenen Leitlinien und Maßnahmen, so Sprißler, sei eine Erfolgskontrolle aber unabdingbar, sonst bleibe dieser Prozess fruchtlos und unglaubwürdig. "Alle Wünsche können nicht erfüllt werden, aber wir können auch darstellen, was nicht machbar ist." Sprißler hofft, dass sich eine Menge Bürgerinnen und Bürger interessieren und engagieren. Dieses Interesse gelte es auch danach zu erhalten. Alle Fraktionen begrüßten Sprißlers Initiative. Die SPD werde den Prozess "kritisch und ermunternd befördern", versicherte Günter Achilles, "wir sollten einen unverkrampften Blick auf Herrenberg bekommen und wegkommen von der "Hand- in-den-Mund-Entscheidung". Fruchtkasten, Stabi-Gelände, Herrenberg-Süd und Ottoscher Garten - all dies müsse bedacht werden. FWV-Sprecher Dieter Holzapfel mahnte an, auch Pläne, die in den Schubladen lagern, in den Prozess einzubeziehen, so wie die eines Parkhauses auf dem Gelände vor der Albert-Schweitzer-Schule. Wenn's um städtebauliche Fragen geht, empfahl CDU-Sprecher Werner Hiermaier, auf das Instrument des Wettbewerbs zurückzugreifen. Es sei wichtig, dass die Ergebnisse aus der Bürgerbeteiligung ernst genommen und versucht werde, "etwas von der eingebrachten Energie dauerhaft mitzunehmen", sagte Maya Wulz von den Grünen. So wie aus dem Agenda-2000-Prozess den Arbeitskreis Energie, der noch heute vorbildliche Arbeit leistet.

